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Die Klage wird abgewiesen. Die Kosten des Verfahrens trÃ¤gt die KlÃ¤gerin.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Nachforderung von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen
streitig, insbesondere, ob die Beigeladene zu 1) dem Werkstudentenprivileg
unterfÃ¤llt und deswegen Sozialversicherungsfreiheit genieÃ�t.

Die KlÃ¤gerin betreibt ein BauzubehÃ¶runternehmen und stellt Dichtstoffe,
Klebstoffe und DichtbÃ¤nder her. Sie beschÃ¤ftigt u. a. seit Anfang der 90iger Jahre
die Beigeladene zu 1) in einem abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis, wobei die
Beigeladene zu 1) im Durchschnitt 50 bis 55 Stunden monatlich fÃ¼r die KlÃ¤gerin
tÃ¤tig wird. Zwischenzeitlich Ã¼bte die Beigeladene zu 1) auch eine
VollzeittÃ¤tigkeit bei der KlÃ¤gerin aus.

Daneben ist die Beigeladene zu 1) ist seit dem Wintersemester 1979/80 fÃ¼r den
Studiengang "Wirtschaftswissenschaft" an der Bergischen UniversitÃ¤t-
Gesamthochschule X eingeschrieben. Sie absolvierte alle DiplomfachprÃ¼fungen
(Bescheinigung der Bergischen UniversitÃ¤t X vom 15.12.2003, Bl. 60 der

                               1 / 5



 

Gerichtsakte), dies bis ca. Ende der 90iger Jahre. Zum Abschluss des Studiums fehlt
der Beigeladenen zu 1) â�� auch heute noch â�� die Diplomarbeit.

Am 18.02.2003 fÃ¼hrte die Beklagte bei der KlÃ¤gerin eine BetriebsprÃ¼fung fÃ¼r
den Zeitraum 01.01.1999 bis 31.12.2002 durch. Die Beigeladene zu 1) befand sich
im PrÃ¼fzeitraum in den Semestern 39 bis 47. Mit Bescheid vom 24.02.2003
forderte die Beklagte von der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Beigeladene zu 1)
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge i. H. v. 24 273,63 Euro nach. FÃ¼r die Beigeladene zu
1) seien SozialversicherungsbeitrÃ¤ge nachzuentrichten, weil sie im Rahmen eines
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses fÃ¼r die KlÃ¤gerin tÃ¤tig geworden
sei und nicht dem sogenannten Werkstudentenprivileg (Versicherungsfreiheit)
unterfalle. Dagegen spreche die Ã¼berlange Studienzeit; die Beigeladene zu 1)
befinde sich jetzt im 48. Fachsemester. Gleichzeitig fÃ¼hrte die Beklagte aus, sie
habe die zustÃ¤ndige Einzugsstelle nach der gemeinsamen Verlautbarung der
SpitzenverbÃ¤nde der Krankenkassen vom 22.11.2001 nach den letzten beiden
Ziffern der Betriebsnummer der KlÃ¤gerin bestimmt, weil das
Krankenkassenwahlrecht weder vom Arbeitgeber noch vom Arbeitnehmer
ausgeÃ¼bt worden und eine letzte Krankenkasse nicht feststellbar sei. Als
zustÃ¤ndige Einzugsstelle habe sich aufgrund der Betriebsnummer die Allgemeine
Ortskrankenkasse (AOK) Rheinland ergeben.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch. Die Beigeladene zu 1) unterfalle dem
Werkstudentenprivileg, da sie mit ihrem Studium fast fertig sei; es fehle nur noch
der Abschluss der Diplomarbeit. Das Studium der Beigeladenen zu 1) habe sich im
Ã�brigen durch zwei TodesfÃ¤lle im engsten Familienkreis (Bruder im Jahre 1993,
Mutter im Jahr 2000) verzÃ¶gert. Im Ã�brigen habe die Beigeladene zu 1) fÃ¼r den
PrÃ¼fzeitraum Krankenversicherungs-BeitrÃ¤ge an eine andere Krankenkasse,
nÃ¤mlich die Beigeladene zu 3) i. H. v. ca. 8 000 Euro gezahlt.

Diesen Widerspruch nahm die Beklagte zum Anlass, den Beitragsbescheid vom
14.02.2003 mit Bescheid vom 27.05.2003 insoweit zurÃ¼ck zu nehmen, als
nunmehr Kranken- und Pflegeversicherungs-BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Beigeladenen zu 2)
und 3) abgefÃ¼hrt wurden (und nicht mehr zugunsten der AOK Rheinland).
Hierdurch fiel die Beitragsnachforderung wegen des hÃ¶heren
Krankenkassenbeitrages der Beigeladenen zu 3) etwas hÃ¶her aus, sodass die
Beklagte nunmehr 24 660,53 Euro an SozialversicherungsbeitrÃ¤gen von der
KlÃ¤gerin nachforderte. Den Widerspruch der KlÃ¤gerin wies die Beklagte im
Ã�brigen mit Widerspruchsbescheid vom 03.07.2003 zurÃ¼ck. Die Beigeladene zu
1) sei nicht von der Versicherungspflicht freigestellt, da sie keine ordentliche
Studentin (gewesen) sei.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 00.00.0000 (Eingang bei der Beklagten) Klage
erhoben.

Die KlÃ¤gerin ist Ã¼ber die WiderspruchsbegrÃ¼ndung hinaus der Auffassung, ihr
sei es nicht zumutbar, Ermittlungen zur Ernsthaftigkeit des Studiums eines bei ihr
BeschÃ¤ftigten anzustellen. Im Ã�brigen sei sie stets von der Ernsthaftigkeit des
Studiums der Beigeladenen zu 1) ausgegangen. Die Beigeladene zu 1) habe noch
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im April 2001 einen Vollzeiteinsatz unter Hinweis auf ihr (abzuschlieÃ�endes)
Studium abgelehnt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 24.02.2003 in der Fassung des
Ã�nderungsbescheides vom 27.05.2003 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 03.07.2003 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beigeladenen zu 1) bis 4) haben keinen Klageantrag gestellt.

Im Ã�brigen wird wegen des weiteren Sach- und Streitstandes auf die Gerichts- und
beigezogene Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen, die Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist nicht begrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin ist durch die angefochtenen Bescheide der Beklagten vom
24.02.2003 in der Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 27.05.2003 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 03.07.2003 nicht beschwert im Sinne von Â§ 54
Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Diese Bescheide sind rechtmÃ¤Ã�ig. Die
KlÃ¤gerin ist zur Nachentrichtung von BeitrÃ¤gen zur Sozialversicherung
verpflichtet, da das an die Beigeladene zu 1) gezahlte Arbeitsentgelt
sozialversicherungspflichtig ist.

Gem. Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 Viertes Sozialgesetzbuch (SGG IV) sind in allen Zweigen der
Sozialversicherung nach MaÃ�gabe der besonderen Vorschriften Personen
versichert, die gegen Arbeitsentgelt oder zu ihrer Berufsausbildung beschÃ¤ftigt
sind. Hierunter unterfiel im maÃ�geblichen PrÃ¼fzeitraum (01.01.1999 bis
31.12.2002) auch die Beigeladene zu 1). Diese war im fraglichen Zeitraum gegen
Arbeitsentgelt bei der KlÃ¤gerin beschÃ¤ftigt.

Dieses BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis war auch nicht aufgrund besonderer
Vorschriften von der Sozialversicherungspflicht frei. Insbesondere unterfiel die
Beigeladene zu 1) nicht dem sogenannten Werkstudentenprivileg. Danach sind
diejenigen von der Sozialversicherungspflicht befreit, die wÃ¤hrend der Dauer ihres
Studiums als ordentliche Studierende eine Hochschule oder einer der fachlichen
Ausbildung dienende Schule gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind. Dies folgt fÃ¼r
den Bereich der Krankenversicherung aus Â§ 6 Abs. 1 Nr. 3 FÃ¼nftes
Sozialgesetzbuch (SGB V), fÃ¼r die Pflegeversicherung aus Â§ 20 Abs. 1 Elftes
Sozialgesetzbuch (SGB XI), fÃ¼r die Arbeitslosenversicherung aus Â§ 27 Abs. 4
Drittes Sozialgesetzbuch (SGG III) und fÃ¼r die Rentenversicherung aus Â§ 230 Abs.
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4 Sechstes Sozialgesetzbuch (SGB VI), wenn der Betroffene â�� wie hier â�� die in
redende stehende BeschÃ¤ftigung bereits vor dem 01.10.1996 ausgeÃ¼bt hat.
Diesen PriviligierungstatbestÃ¤nden unterfallen nicht alle Studierende, auch dann
nicht, wenn sie weniger als 20 Wochenstunden arbeiten. Vielmehr besteht
Versicherungsfreiheit nur dann, wenn der Betreffende auch seinem
Erscheinungsbild Student und nicht Arbeitnehmer ist. Versicherungs- und
Beitragsfreiheit bezieht sich in erster Linie auf "Werkstudenten". Dies sind
Studierende, die neben ihrem Studium eine entgeltliche BeschÃ¤ftigung ausÃ¼ben,
um sich durch ihre Arbeit die zu DurchfÃ¼hrung des Studiums und zum Bestreiten
ihres Lebensunterhalts erforderlichen Mittel zu verdienen (vgl. nur BSG Urteil vom
10.12.1998 â�� B 12 KR 22/97 R â�� m. w. N.).

Vor diesem Hintergrund unterfiel die Beigeladene zu 1) nicht dem sogenannten
Werkstudentenprivileg. Das Studium prÃ¤gte nicht das Erscheinungsbild. Hiergegen
spricht zunÃ¤chst die Ã¼berlange Studiendauer der Beigeladenen zu 1). Kann zwar
aufgrund einer langen Studiendauer allein grundsÃ¤tzlich nicht darauf geschlossen
werden, der Betreffende entspreche nicht mehr dem Bild des Werkstudenten (so
insb.: Hessisches Landessozialgericht, Urteil vom 18.12.1997 â�� L 1 KR 603/95 -),
so gilt zur Ã�berzeugung der Kammer anderes, wenn der Betreffende die
Regelstudienzeit von 8 bzw. 9 Semestern um ein Vielfaches Ã¼berschreitet, wie
hier um nahezu das FÃ¼nffache. Diese massive Ã�berschreitung kann auch nicht
allein mit den beiden TodesfÃ¤llen im Familienkreis der Beigeladenen zu 1) erklÃ¤rt
werden. Hinzu kommt, dass die Beigeladene zu 1) im fraglichen Zeitraum keine
bzw. allenfalls in untergeordneten Umfang (nach ihrer eigenen Einlassung konnte
die Beigeladene zu 1) sich nicht mehr genau daran erinnern, ob sie
mÃ¶glicherweise einige der DiplomabschlussprÃ¼fungen auch noch in 1999
absolviert hat) PrÃ¼fungen abgelegt hat. Zum Erscheinungsbild des ordentlichen
Studenten gehÃ¶rt es aber, an Vorlesungen teilzunehmen und vor allem
PrÃ¼fungen abzulegen. Nichts anderes folgt aus der Einlassung der Beigeladenen
zu 1), sie habe im fraglichen Zeitraum an ihrer Diplomarbeit geschrieben. Auch
hierdurch war sie ihrem Erscheinungsbild nach keine Werkstudentin, allein schon
deswegen nicht, weil sie sich Ã¼ber 4 Jahre und damit Ã¼ber einen Zeitraum ihrer
Diplomarbeit gewidmet haben will, der als Regelstudienzeit â�� inkl. Diplomarbeit
â�� gilt.

Etwas anderes folgt auch nicht aus der Ansicht der KlÃ¤gerin, sie habe keine
MÃ¶glichkeit gehabt, die Ernsthaftigkeit des Studiums der Beigeladenen zu 1) zu
Ã¼berprÃ¼fen, zumal sie selbst immer hiervon (der Ernsthaftigkeit) ausgegangen
sei. Die PriviligierungstatbestÃ¤nde der Versicherungsfreiheit von Werkstudenten
knÃ¼pfen allein an das Vorliegen objektiver UmstÃ¤nde an, ohne nach der
MÃ¶glichkeit fÃ¼r den Arbeitgeber zu fragen, dies zu prÃ¼fen; die
Versicherungsfreiheit bzw. â�� pflicht â�� setzt auch kein Verschulden voraus.

Unterfiel demnach die Beigeladene zu 1) der Versicherungspflicht, so ist es ferner
nicht zu beanstanden, dass die Beklagte ihren ursprÃ¼nglichen Bescheid vom
24.02.2003 durch den Ã�nderungsbescheid vom 27.05.2003 "verbÃ¶sert" hat.
Rechtsgrundlage hierfÃ¼r ist Â§ 45 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 Zehntes Sozialgesetzbuch
(SGB X). Danach darf ein rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt zurÃ¼ck
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genommen werden, wenn der BegÃ¼nstigte die Rechtswidrigkeit des
Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte. Diese
Voraus- setzungen sind hier unter BerÃ¼cksichtigung des Vorgenannten gegeben,
wobei die Kammer grob fahrlÃ¤ssige Unkenntnis von der falschen
Krankenversicherung (und der deswegen zu geringen
KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge) annimmt, weil die Beklagte in ihrem
ursprÃ¼nglichen Bescheid vom 24.02.2003 ausgefÃ¼hrt hat, nach welchem
Verfahren sie die â�� falsche â�� Einzugsstelle/Krankenkasse (AOK Rheinland)
bestimmt hat. Gleichzeitig wusste die KlÃ¤gerin aus der Zeit der
VollzeitbeschÃ¤ftigung der Beigeladenen zu 1), dass diese bei der Beigeladenen zu
3) krankenversichert ist bzw. war. Ferner sind Ermessensfehler der Beklagten weder
gerÃ¼gt noch ersichtlich. Es ist insbesondere nicht zu beanstanden, dass die
Beklagte eine unbillige HÃ¤rte allein aufgrund der geringen ErhÃ¶hung des
Nachforderungsbetrages abgelehnt hat.

Nach alledem war die Klage abzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 196 a SGG in Verbindung mit Â§ 154 Abs. 1
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO).

Erstellt am: 29.06.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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